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Die öſterreichiſche Reichsvertretung.“) 


Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. 


Am 25. April wurde die „Verfaſſungsurkunde des öſterreichiſchen 
Kaiſerſtaates“ kundgemacht.“ ) 

Vollſtändiges Zurückweichen vor den ungariſchen Anſprüchen, 
ſtrenge Beſchränkung des Geltungsgebietes auf die nicht-ungariſchen 
Länder iſt das erſte Charakteriſticum dieſer Verfaſſung. Ja, ſie geht 
noch weiter, als nach dem Standpunkte der Märztage nothwendig war, 
auch Lombardo-Venetien ſollte nicht in den Rahmen der Reichsvertretung 
fallen; ſie hat ſich hierin wie umgekehrt in der Einbeziehung Dalmatiens 
auſ den Boden des ſtändiſchen Elaborates geſtellt. Galizien, über 
deſſen ſtaatliche Zugehörigkeit man ſich in dem ſtändiſchen Central— 
ausſchuſſe nicht geeinigt hatte, war in der Miniſterialberathung vom 
13. April durch Majoritätsbeſchluß in den Verband des Reichstages 
aufgenommen worden und erſchien daher in der Verfaſſungsurkunde 
unterſchiedslos als eines der Länder ihres Geltungsgebietes. Desgleichen 
findet ſich in der Verfaſſung keine Spur einer Sonderſtellung Böhmens, 
und was den einzelnen Ländern überhaupt an Rechten zugeſtanden 
wurde, bleibt weit hinter dem zurück, was in den beſprochenen Zuge— 
ſtändniſſen für Böhmen vom 8. April enthalten war. 

Hand in Hand mit dem Zurückweichen vor den ungariſchen 
und italieniſchen Anſprüchen findet ſich ſomit in der erſten öſterreichiſchen 
Verfaſſung der Gedanke verkörpert, in dem Reſte der Länder, ohne 
Unterſcheidung der geſchichtlichen Stellung derſelben zum Reiche, die bisher 


) Vergl. Nr. 15 und 16 l. J. dieſer Zeitſchrift. 

**) Als den paſſendſten Moment für die Verlautbarung der Conſtitution 
hatte man den Geburtstag des Kaiſers betrachtet, und da dieſer in dem Revolutions⸗ 
jahre wegen der Charwoche ſtatt am 19. erſt am 25. April gefeiert wurde, fo 
ward die Zeit bis zu dieſem Tage zur Redaction der, wie wir geſehen, am 
13. April in ihren Grundzügen ſchon feſtgeſtellten Verfaſſung benützt. 

Hinfichtlich des Textes der Aprilverfaſſung und der übrigen in Frage kom⸗ 
menden Erläſſe des Jahres 1848 verweiſen wir als auf die erſchöpfendſten und zu⸗ 
gänglichſten Quellen auf die Geſetzchronik in der, damals von Dr. Eduard (Frei⸗ 
herrn von) Tomaſchek redigirten „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Rechts⸗ und 
Staatswiſſenſchaft“ und auf die „Vollſtändige Sammlung der ſeit 13. März 1848 
im Juſtizfache erſchtenenen Geſetze und Verordnungen“, 1. Bd. Wien, Tendler, 1852. 


durch die abſolute Verwaltung hergeſtellte Staatseinheit in der Volks⸗ 
vertretung zu verjüngtem Ausdrucke zu bringen. 

Wohl war den Ländern eine Selbſtſtändigkeit inſoweit gewährleiſtet, 
als eine Veränderung der Ausdehnung derſelben fernerhin nur durch ein 
Geſetz möglich ſein ſollte, aber die Anerkennung eines wirklich autonomen 
Willens dieſer Länder lag nicht vor. Die bisherigen Provinzialſtände 
ſollten in ihrer Einrichtung und Wirkſamkeit erhalten werden, aber nur, 
inſoferne die Verfaſſungsurkunde keine Aenderung enthielt, ſie ſollten 
wohl zeitgemäße Aenderungen ihrer Verfaſſungen ſelbſt in Vorſchlag 
bringen, aber die Prüfung und Würdigung derſelben war als eine 
der erſten Aufgaben der Reichsvertretung erklärt, das Recht der 
Autonomie war ſomit nicht anerkannt, die Länder ſchöpften das Recht 
der Sonderexiſtenz nicht aus ſich ſelbſt, ſondern aus der Geſammt⸗ 
verfaſſung und der auf dieſer beruhenden Geſetzgebung. 

Dem entſprechend war den Landesvertretungen auch für die 
Zukunft kein geſetzgebender Wirkungskreis eröffnet. In den einzelnen 
Läudern ſollten Provinzialſtände zur „Wahrnehmung der Provinzial— 
intereſſen und zur Beſorgung der für dieſe Intereſſen ſich ergebenden 
Erforderniſſe“ beſtehen, gerade ſo, wie „zur Wahrnehmung der beſonderen 
Intereſſen der Kreiſe und Bezirke“ Municipaleinrichtungen durch die 
Geſetzgebung geſchaffen werden ſollten, in dieſer Allgemeinheit und in 
dieſer Gegenüberſtellung iſt aber gewiß die Anerkennung einer legis— 
lativen Competenz wohl um ſo weniger enthalten, als auch ſonſt nur die 
Reichsvertretung als Theilhaber an der geſetzgebenden Gewalt erſcheint. 

Die erſte öſterreichiſche Verfaſſung hat alſo nicht nur eine Reichs⸗ 
vertretung ſchaffen, ſondern dieſe Reichsvertretung auch frei von der 
legislativen Concurrenz mit Territorialvertretungen in's Leben rufen 
wollen. Die Beſtimmungen des 8. April für den böhmiſchen Landtag 
waren in der Aprilverſaſſung einſach ignorirt, die Strömung, aus 
welcher die böhmiſche „Charte“ hervorgegangen, hatte nicht die Kraft 
gehabt, ſich in dem Wirbel der fluthenden Ereigniſſe zu behaupten. Es 
mußte der ſpäteren Entwicklung der Nachweis vorbehalten bleiben, ob 
ein einheitlicher Vertretungskörper für ſich allein in der That berufen 
ſein ſollte, als das einzige Medium für den Ausdruck des legislativen 
Willens der öſterreichiſchen Völker zu dienen. 

Die Aufgabe, welche die Aprilverfaſſung nach dem Geſagten dem 
Reichstage zugewieſen hatte, machte nothwendiger Weiſe auch deſſen 
Zuſammenſetzung unabhängig von allen particulären Gewalten. Die 
Wahlordnung ſollte zwar erſt ſpäter, mit proviſoriſcher Geltung bis 
zur Normirung durch den Reichstag, erlaſſen werden, aber ſo viel ſtand 
ſchon nach den Grundzügen der Verfaſſung feſt, daß das hiſtoriſche 
Element der öſterreichiſchen Staatsbildung, auf welches bis zum Jahre 
1873 alle ſpäteren Verfaſſungen mehr oder minder Rückſicht nahmen, 
bei der erſten Conſtitnirung einer öſterreichiſchen Reichsvertretung nicht 
in Rechnung gezogen werden ſollte. 

In Uebereinſtimmung mit dem Entwurfe des ſtändiſchen Central⸗ 
ausſchuſſes ſollte die Kammer der Abgeordneten durch die Wahl aus 
der Bevölkerung und die erſte Kammer, der Senat, zun Theile durch 


Wahlen der bedeutendſten Grundbeſitzer und zum Theile durch kaiſerliche 
Ernennung, in ganz geringer Ausdehnung auch durch Geburt gebildet 
werden, für ein Staatenhaus, für eine Vertretung der Länderintereſſen 
gab es alſo gar keinen Platz. 

Was die zweite Kammer im Beſonderen anbelangt, ſo ſchließen 
ſich die dürftigen Beſtimmungen der Verfaſſung über das Wahlrecht dem 
Programme des ſtändiſchen Centralausſchuſſes vollkommen an; es war 
hier nämlich geſagt, daß die Wahl ſämmtlicher 383 Abgeordneten „auf 
der Volkszahl und auf der Vertretung aller ſtaatsbürgerlichen Jutereſſen“ 
beruhen ſollte, es war alſo hiemit wenigſtens ſo viel ausgeſprochen, daß 
die proviſoriſche Wahlordnung den Schritt bis zum allgemeinen Wahl: 
rechte, welchen der ſtändiſche Centralausſchuß vorläuſig ausgeſchloſſen 
hatte, auch nicht machen ſollte. 

Nur was den Senat betrifft, wurden einſchneidende Aenderungen 
an dem ſtändiſchen Entwurſe vorgenommen. Die Vertretung des Grund⸗ 
beſitzes war potenzirt worden, da die 150 von den bedeutendſten 


Grundbeſitzern zu entſendenden Senatoren nunmehr aus der Mitte der⸗ 


ſelben gewählt werden ſollten, während der ſtändiſche Entwurf die paſſive 
Wahlfähigkeit von dieſer Beſchränkung freigelaffen hatte“), das Recht der 
Virilſtimme hatte nunmehr auf großjährige Prinzen überhaupt Ausdehnung 
gefunden und, was das Bedeutendſte war, die Zahl der von dem Kaiſer 
ohne Rückſicht auf Stand und Geburt zu ernennenden lebenslänglichen 
Mitglieder war unbeſchränkt, während der ſtändiſche Entwurf die Zahl 
derſelben nur bis zu einem Viertel der gewählten Senatoren (50: 200) 
reichen ließ. Nach der Aprilverfaſſung wäre der Senat demnach in der 
That eine Adels- und noch mehr eine Notabelnkammer geworden, der 
Einfluß der Krone ein vorwaltender geweſen. 


nur die Folge eiliger Redaction oder ob ſie die Conſequenz bewußter 


Abſicht geweſen ſind, dies zu beurtheilen, fehlen heute noch die Materialien. 


So viel konnte aber in jedem Falle ſicher fein, daß neben jenen Gegnern, 
welche die neue Verfaſſung ihres centraliſtiſchen Charakters wegen haben 
mußte, aus den erwähnten Gründen noch andere zu gewärtigen waren, 


welche die radikale Strömung vertraten, und es iſt bezeichnend, daß die 


Verfaſſung nicht durch den Widerſtand der autonomiſtiſchen Elemente, 
ſondern durch die Wogen der hauptſtädtiſchen Bewegung aus den 
Angeln gehoben wurde. 


Am 9. Mai erſchien die proviſoriſche Wahlordnung, welche ſchon 


in wejentlichen Punkten den demokratischen Forderungen entgegenkam. 

So wurde der Eintritt der volljährigen Prinzen in den Senat von 
der kaiſerlichen Berufung abhängig gemacht und die Ernennung von Sena— 
toren durch den Kaiſer überhaupt dadurch auf ein ſehr beſcheidenes Maß 
reducirt, daß die Zahl der Senatsmitglieder insgeſammt höchſtens 200 
betragen ſollte; für die Volkskammer blieb von allen Cenſusſchranken 
nur noch die Ausſchließung der vom Tag- und Wochenlohne Lebenden, 
ſowie der Dienſtleute, dann der aus öffentlichen Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten Unterſtützten aufrecht. 

Zur Wahl der Senatoren ſollten Provinzial-Wahlcollegien gebildet 
werden und ein jedes derſelben die zwanzigfache Zahl der auf das betreffende 
Land entfallenden Senatoren als Wähler enthalten, ſo daß ohne Annahme 
einer durch alle Länder gleichen oder auch nur von vorneherein fixirten 
Steuerbaſis lediglich den mit der relativ größten Steuer belaſteten 
Gutsbeſitzern jedes Landes das active Wahlrecht zum Senate zukam. 

Wie die Senatsmitglieder auf die einzelnen Länder nach der 
Volkszahl vertheilt wurden, ſo wiederholte ſich ein arithmetiſcher Grundſatz 
bei der Vertheilung der Abgeordneten. Je 50.000 Einwohner ſollten 
in der Regel einen Wahlbezirk zur Wahl eines Abgeordneten bilden 
und von der Vertretung aller ſtaatsbürgerlichen Intereſſen läßt ſich 
ſchlechterdings nichts anders finden, als die Ausſonderung von 31 Städten 
aus der Wählerſchaft des flachen Landes. Als Gegengewicht gegen die 
Herrſchaft der Maſſen in Folge dieſer Demokratiſirung des Wahlrechtes 
blieb nur die indirecte Wahl, und zwar ſowohl in den Städten als 
auf dem flachen Lande. Die Wahl der Wahlmänner konnte ſeitens 
jedes Urwählers mündlich oder ſchriftlich, die Wahl der Abgeordneten 
ſelbſt ſollte geheim erfolgen. 

Trotz dieſer weitreichenden Conceſſionen fand aber das Verfaſſungs⸗ 
werk vor der Bewegungspartei keine Gnade, denn die Bewegung war 


Der darauf zielende Beſchluß war allerdings nur durch Mehrheit des 
Ständeausſchuſſes geſaßt worden. Hye hatte mit Nachdruck geltend gemacht, daß, 
wenn man eine erſte Kammer wolle, auch für die paſſive Wahlfähigkeit der 
Grundbeſitz nothwendig erklärt werden müffe, blieb jedoch in der Minorität. 
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läugſt über die Ziele hinausgewachſen, deren Verkörperung die April⸗ 
verſaſſung war. 

Gewiß hat auf die Entwicklung in Oeſterreich namentlich der 
Gang der Dinge in Deutſchland Einfluß geübt. Während in Wien die 
Berathung der Verfaſſung und des Wahlgeſetzes ſtattfand, wurden in 
den deutſchen Bundesländern Oeſterreichs ſchon die Wahlen zu der deutſchen 
Nationalverſammlung auf Grund der breiteſten Baſis des Wahlrechtes 
vorgenommen und dieſes Parlament ſollte nicht nur aus einer Kammer 
allein beſtehen, ſondern es hatte ſich auch im raſchen Laufe der Dinge zu 
einer conſtituirenden Verſammlung entwickelt. Dieſer Widerſpruch war 
zu bedeutend, als daß die octroyirte öſterreichiſche Verfaſſung nicht nach— 
träglich ſchon dieſes ihres Charakters wegen hätte bekämpft werden 
ſollen, ganz abgeſehen davon, daß die Inſtitution des Senates und die 
Wahlordnung für die zweite Kammer im Hinblicke auf das ſchon im 
Zuſammentreten begriffene Frankfurter Parlament, welches aus einem 
einzigen, auf der breiten Baſis des allgemeinen Wahlrechtes ruhenden 
Hauſe beſtehen ſollte, die Bewegungspartei zum Angriffe reizen mußte. 

Der Sturm erfolgte am 15. Mai in der von der akademiſchen 
Legion und der Nationalgarde überreichten Petition, und wie die 
Regierungsgewalten nicht die Energie beſeſſen hatten, nach den März⸗ 
tagen raſch das Nothwendige zu thun, nämlich ſofort eine Volksvertretung 
für das Reich zu ſchaffen, ſo fehlte ihnen die Kraft des Widerſtandes 
gegen die tumultuariſch vorgebrachten Wünſche der drängenden Volks— 
maſſen der Reſidenz. Die eutſcheidenden Punkte der Petition fanden 


ihre vollſtändige Gewährung in der kaiſ. Proclamation vom 16. Mai, in 


welcher es heißt: „Wir fügen die weitere Beſtimmung bei, daß die 


N Verfaſſung vom 25. April 1848 vorläufig der Berathung des Reichs— 
Ob dieſe einſchneidenden Abweichungen von dem ſtändiſchen Entwurfe 


tages unterzogen werden ſoll und die Anordnungen des Wahlgeſetzes, 
welche Bedenken hervorgerufen haben, in einer neuerlichen Prüfung zu 
erwägen ſeien. Damit die Feſtſtellung der Verfaſſung durch die con— 
ſtituirende Reichsverſammlung auf die zuverläßigſte Weiſe bewirkt werde, 
haben Wir beſchloſſen, für den erſten Reichstag nur eine Kammer wählen 
zu laſſen, wornach alſo für die Wahlen gar kein Cenſus beſtehen wird.“ 

So war man denn hiemit in der öſterreichiſchen Verfaſſungsent— 
wicklung nahe bei einer Conſtituante angelangt und dieſe höchſte Orgaui⸗ 
ſationsform der Revolution hat, weil der allgemeinen Entwicklung ent— 
ſprechend, auch wirklich das Licht des Tages erblickt. Die ſchweren 
juriſtiſchen Bedenken, welche ſich gegen die Möglichkeit des Widerrufes 
der Verfaſſung ſeitens der Krone erheben laſſen, wurden in wirkſamer 
Weiſe nicht geltend gemacht. Die Wahlen zum conſtituirenden Reichstage 
fanden vielmehr auf Grund einer neuen, von dem Miniſterrathe auf 
Grund der kaiſerlichen Ermächtigung erlaſſenen und vom Miniſterium 
des Innern den Länderchefs am 30. Mai kundgemachten Wahlord- 
nung ſtatt, ohne daß man gegen dieſelbe die Rechtsbeſtändigkeit der 
Aprilverfaſſung angerufen hätte. 

Das Verlaſſen des verfaſſungsmäßigen Bodens war dadurch 
erleichtert, daß die Aenderungen der zweiten Wahlordnung ſich in der 
Hauptſache auf die Eliminirung des Senates und auf die Herabſetzung 
des Alters der paſſiven Wahlfähigkeit von 30 auf 24 Jahre beſchränkten. 
Bei der Vornahme der Wahlen konnte ſomit für die Maſſen eine 
Rechtsbeſchränkung nicht empfunden werden und dies um ſo weniger, als 
das Miniſterium beinahe noch während der Vornahme der Wahlen ſich 
zu weiterer Ausdehnung des Wahlrechtes drängen ließ. So wurde 
unter dem Gewande eine Erläuterung der Wahlordnung beſtimmt, daß 
bei den Wahlen in Städten, die in mehrere Wahlbezirke zerfielen, die 
Wahlmänner nicht, wie ſonſt, den Wählern des Diſtrictes, bezw. Wahl⸗ 
bezirkes entnommen werden müßten, ſondern aus dem ganzen Stadt⸗ 
bezirke gewählt werden könnten, und daran ohne nothwendigen Zuſammen⸗ 
haug die weitere Conceſſion geknüpft, daß das Wahlrecht nur an den 
ordentlichen Wohnſitz im Bezirke, nicht aber an einen ſchon ſechs Monate 
dauernden gebunden ſein ſolle (Erlaß des Min. d. Inn. vom 5. Juni). 
Desgleichen wurde auch allen vom Tag- oder Wochenlohne lebenden ſelbſt⸗ 
ſtändigen Arbeitern, welche nicht in einem ordentlichen, auf eine beſtimmte 
Zeit lautenden Dienſtverhältniſſe zu ihren Arbeitsgebern ſtehen, das Wahl⸗ 
recht zuerkannt (Erlaß des Min. d. Inn. vom 10. Juni). Man kann 
ſomit füglich ſagen, daß der conſtituirende Reichstag auf Grund des 
allgemeinen Wahlrechtes in's Leben trat, wenn auch dies blieb 
trotz alles Drängens in Geltung — auf Grund einer indirecten Wahl. 

Am 22. Juli ward der urſprünglich auf den 26. Juni ein⸗ 
beruſene Reichstag von dem Stellvertreter des Kaiſers, Erzherzog Johann, 
durch eine Thronrede eröffnet. 


Wie in feiner Entſtehung widerſpruchsvoll, fo blieb aber der 
conſtituirende Reichstag auch in ſeiner Competenz unklar bis zum Schluſſe 
ſeines ephemeren Daſeins. 

Die kaiſerliche Proclamation vom 16. Mai hatte dem Reichstage 
die Reviſion der Aprilverfaſſung zugewieſen und das Schreiben des 
Miniſters des Innern an die Landeschefs vom 5. Juni wegen Vor— 
nahme der Wahlen folgerte daraus, „die Aufgabe des conſtituirenden 
Reichstages, mit deren Löſung er ſich unmittelbar nach ſeinem Zuſammen— 
tritte beſchäftigen werde, beſtehe in der Berathung der für die Monarchie 
zu ertheilenden Verfaſſung“. „Erſt aus dem Ergebuiſſe dieſer Berathung 
könne die Beantwortung der Frage hervorgehen, ob dieſer conſtituirende 
Reichstag in einer oder der anderen Art, oder mit welchen allfälligen 
Modificationen weitere Gegenſtände der Geſetzgebung, organiſche Ein- 
richtungen oder wichtigere Verwaltungsfragen in Berathung nehmen 
könne.“ Die von der Regierung verfaßte, wenn auch nicht zur Anwen— 
dung gebrachte proviſoriſche Geſchäftsordnung vom 24. Juni betrachtete 
ebenfalls die Verfaſſunggebung als die nächſte Aufgabe des Reichstages, 
und zwar in der ſo beſtimmten Weiſe, daß ſofort bei der feierlichen 
Eröffnung der Verfaſſungsentwurf durch den Kaiſer, oder den zu dieſem 
Acte ernannten Stellvertreter dem Präſidenten zur Einleitung der Be— 
rathung übergeben werden, und daß in der unmittelbar ſich anſchließenden 
erſten Sitzung die erſte Leſung des Entwurfes erfolgen ſollte (88 36, 40). 
Aber neben der Verfaſſungsurkunde find hier ſchon ausdrücklich ($ 46) 
auch Geſetzesvorſchläge der Regierung und Motionen der Mitglieder als 
Gegenſtände der Verhandlung des conſtituirenden Reichstages anerkannt. 
Die Thronrede endlich ſprach zwar von der Feſtſtellung der Verfaſſung 
an erſter Stelle, ſie wies aber dem conſtituirenden Reichstage bereits für 
die nächſte Zukunft die Berathung außerordentlicher Finanzmaßregeln 
zu, hielt alſo den rein conſtituirenden Charakter des Reichstages nicht 
mehr feſt. Dieſem Zuge folgend hat der Reichstag auch ſofort über die 
Verfaſſunggebung hinausgegriffen, ja dieſe ſogar hinter die legislative 
Competenz zurückgedrängt; während die Grundlaſtenablöſung die Thätig— 
keit des Hauſes ſofort vollſtändig in Anſpruch nahm, iſt die Verfaſſungs— 
frage von dem Plenum nicht entſchieden worden, ja iſt nicht einmal 
der (am 31. Juli gewählte) Verfaſſungsausſchuß zur Berichterſtattung 
über die Verfaſſung (die Grundrechte ausgenommen) gelangt. 

Wie nun die Competenz des conſtituirenden Reichstages materiell 
auf die verſchiedenſten Gebiete der Legislative ausgedehnt wurde, ſo 
mußte ſofort auch die formelle Competenz desſelben eine noch zweifel⸗ 
haftere werden, als ſie es vom Anbeginn geweſen. 

Wohl hatte die von der Regierung entworfene proviſoriſche Geſchäfts— 
ordnung für die definitiven Beſchlüſſe des Reichstages ganz allgemein die 
kaiſerliche Sanction ftatuirt (88 90, 94). Ob die conftitnivende Verſammlung 
zu der Verfaſſunggebung oder ob fie zu ihren Beſchlüſſen überhaupt der Sanc- 
tion der Krone bedurfte, wurde aber trotzdem innerhalb und außerhalb 
des Reichstages in Frage gezogen und das nicht nur in der erſten Zeit, 
während welcher der Reichstag hie und da geradezu als ſouverän bezeichnet 
wurde. Am 2. September legte das Miniſterium ſeinen Standpunkt in 
dieſer Frage dar, indem es bei der Schlußdebatte über die Grund— 


entlaſtung einem Amendement entgegen, welches die Kundmachung des 


Reichstagsbeſchluſſes durch den Reichstag verlaugte, die Erklärung abgab, 
„daß es den conſtituirenden Charakter des Reichstages anerkenne, ſoweit 
derſelbe die Verfaſſung ſeſtſtelle, daß aber, wenn derſelbe auch eine 
legislatoriſche Wirkſamkeit eröffne, ſeine Beſchlüſſe der Sanction der 
Krone unterworfen ſeien“. Die Antwort, welche auf eine bezügliche 
Interpellation am 7. September erfolgte, bezeichnete als die „Vereinbarung“ 
der Verfaſſung „die auf freier Selbſtbeſtimmung beruhende Annahme 
der durch den Reichstag feſtgeſtellten Conſtitution durch den Monarchen“. 
Das Recht der Sanction der Krone auf legislativem Gebiete iſt 
auch in der That gewahrt worden. Mochte der Reichstagsbeſchluß 
vom 7. September dem Miniſterium immerhin nur „zur beiſtimmenden 
Fertigung des Kaiſers mitgetheilt werden“, in der Publication des 
Geſetzes durch den „conſtitutionellen“ Kaiſer, welcher dasſelbe „über 
Antrag des Miniſterrathes und in Uebereinſtimmung mit dem conſtitui⸗ 
renden Reichstage beſchloſſen hatte, kam das Recht der Sanction 
zum Ausdrucke. Den Standpunkt der „Vereinbarung“ hinſichtlich der 
Verfaſſung feſtzuhalten, blieb dem Miniſterium erſpart, da es zu einer 
Schlußberathung der Verfaſſung gar nicht kam und auch die von dem 
Reichstage entworfene (in Kremſier in dritter Leſung angenommene) 
Geſchäftsordnung die Frage nicht zur Entſcheidung brachte. 

Für die Geſchichte des öſterreichiſchen Verfaſſungsrechtes überhaupt 
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und der Reichsvertretung insbeſondere iſt aber dieſer Proceß von unter⸗ 
geordnetem Belange. Das Entſcheidende bleibt, daß, als die Stürme der 
Revolution eine Volksvertretung zum Leben erweckten, dieſe Strömung 
ſofort zur Schöpfung einer Reichsvertretung führte. So hoch die Wogen 
der nationalen Bewegung auch gingen, ſo mächtig das Verlangen nach 
Selbſtſtändigkeit in einzelnen Theilen des Reiches auch war, die Idee 
der Reichsvertretung wurde in der Hauptſache, nämlich durch den 
Vollzug der Wahlen, allgemein anerkannt. Das Verlangen nach autonomem 
Leben hatte in verſchiedenen Ländern in proviſoriſchen Landtagen ſeine 
Verkörperung erhalten, Böhmen beſaß die Anerkennung weitgehendſter 
Sonderſtellung in dem kaiſ. Eabinetsſchreiben vom 8. April, eine 
galiziſche Deputation hatte gegen die Ausdehnung der Aprilverfaſſung 
auf Galizien proteſtirt (27. April), und trotzdem erhob ſich gegen die 
Beſchickung des conſtituirenden Reichstages kein Widerſpruch in der Bevöl⸗ 
kerung, während doch kurz vorher die Wahlen zur Frankſurter National⸗ 
verſammlung das Schauſpiel der Wahlabſtinenz in einer Reihe ſlaviſcher 
Ländergebiete Oeſterreichs zu Tage gefördert hatten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der auf Grund einer eigenen Gewerbsberechtigung eingetretene 

Erwerber eines Gewerbsetabliſſements iſt im gewerberechtlichen 

Sinne nicht als Rechtsnachfolger des früheren Gewerbsbeſitzers 
anzuſehen. 

Der Gaſt⸗ und Einkehrhausbeſitzer Franz W. sub Nr. 7 in C. 
hat den Ausſchank gebrannter geiſtiger Getränke als Nebengeſchäft zur 
Beſteuerung angemeldet. Mit dem Beſcheide vom 12. Juli 1883, 
3. 6518, hat jedoch die Bezirkshauptmannſchaft in P. im Einvernehmen 
mit der Finanz⸗Bezirksdirection in K. erkannt, daß der Ausſchank 
gebrannter geiſtiger Getränke von Franz W. als Hauptgeſchäft betrieben 
werde. Dem gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Recurſe des Franz W. 
hat die Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 24. November 1883, 
3. 59.480, im Einvernehmen mit der Finanz-Landesdirection keine 
Folge gegeben. Von dieſer Entſcheidung wurde Franz W. am 6. März 
1884 verſtändigt. 

Mittlerweile hatte Franz W. die Conceſſion zu Gunſten eines gewiſſen 
Anton T. zurückgelegt und Letzterer unter dem 14. Februar 1884, 3. 2420, 
die Conceſſion zum Betriebe des Gaft- und Schankgewerbes mit den 
Berechtigungen zur Speiſenverabreichung, Fremdenbeherbergung, zum 
Bier⸗ und Branntweinſchanke und zur Haltung erlaubter Spiele im 
Hauſe Nr. 7 in C. erhalten. 

Dieſer Anton T. brachte in offener Friſt gegen die oberwähnte 
Statthaltereientſcheidung den Miniſterialrecurs ein, in welchem geltend 
gemacht wurde, daß dieſes Gaſthaus das einzige Einkehrwirthshaus in C. 
ſei, woraus allein ſchon hervorgehe, daß der Branntweinſchank nicht 
als Hauptgeſchäft angeſehen werden könne. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls mit Erlaß vom 

27. April 1885, 3. 4761, nachſtehend entſchieden: 
j „Das Minifterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſterium den Recurs des Anton T. in C. als unſtatthaft 
zurückzuweiſen, weil dem Anton T. gegen die bezogene Entſcheidung 
ein Recursrecht nicht zuſteht. Denn die Entſcheidung der k. k. Statt⸗ 
| halterei vom 24. November 1883, 3. 59.840, iſt gegen den ehemaligen 
Beſitzer einer Gaſt⸗ und Schankeonceſſion, Franz W., gerichtet, welcher 
gegen dieſe Entſcheidung nicht reeurrirt hat, weshalb fie in Rechtskraft 
erwachſen iſt. Der nunmehrige Recurrent Anton T., welcher auf Grund 
der neuen Conceſſion vom 14. Februar 1884, Z. 2420, ein Gaſt⸗ und 
Schankrecht erlangt hat, iſt vom gewerberechtlichen Standpunkte keines⸗ 
wegs ein Rechtsnachfolger des Franz W., indem er nicht auf Grund 
des § 56 der Gewerbegeſetznovelle, ſondern ſelbſtſtändig eine Gemerbe- 
conceſſion erlangt hat,“) und war daher auch nicht berechtigt, den Recurs 
gegen die bezogene, an ihn nicht gerichtete Statthaltereientſcheidung 
einzubringen.“ 8. 


*) Es muß hier nur bemerkt werden, daß der $ 56 der Gewerbegeſetz⸗ 
novelle nicht blos jene Fälle normirt, in welchen nach Wegfall des Gewerbs⸗ 
berechtigten das Gewerbe auf Grund der alten Berechtigung fortgeführt werden 
kann, Sondern auch jene Fälle (in den Alinea 1, 2 und 3 des 8 56), in welchen 
beim Uebergange eines Gewerbsetabliſſements an einen anderen Beſitzer zur 
Ausübung des Gewerbes eine neue Gewerbsberechtigung nothwendig iſt. 11 

Anm. d. Red. 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XXV. Stück. Wusgeg. am 12. Jänner 1885. — Nr. 67. Geſetz vom 
9. Dec. 1884, womit der Gemeinde Strenie und Schwarz⸗Koſtelec die Bewilligung 
zur Einhebung von Taxen für die Aufnahme in den Gemeindeverband ertheilt 
wird. — Nr. 68. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 24. De⸗ 
cember 1884, Z. 10.632 Präf., betreffend die Landesumlage für das Jahr 1885. 
— Nr. 69. Geſetz vom 17. December 1884, womit die Stadtgemeinde Reichen⸗ 
berg ermächtigt wird, das Realſchulgebäude Nr. C. 264 —J. in Reichenberg ſammt 
Zugehör dem Staate abzutreten. 


XXVI. Stück. Ausgeg. am 22. Jänner 1885. — Nr. 70. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. December 1884, 3. 97.434, betreffend 
die Wiederbemauthung der Krumau⸗Netolitzer und der Krumau-Oberplaner 
Bezirksſtraße. — Nr. 71. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 
31. December 1884, Z. 65.412, betreffend die Vorſchrift über die Beurlaubung 
der mit der ſogenannten egyptiſchen Augenentzündung (Trachom) behafteten 
Militärmannſchaft. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 27. Jänner 1885. — Nr. 72. Geſetz vom 2. De⸗ 
cember 1884, wirkſam für das Königreich Böhmen, betreffend die Anpflanzung 
und den Schutz von Baumalleen oder Baumreihen längs der öffentlichen Straßen. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner 1885. — Nr. 73. Geſetz vom 20. De⸗ 
cember 1884, womit die Stadtgemeinde der königl. Hauptſtadt Prag ermächtigt 
wird, einige Grundſtücke an den grafl. Straka'ſchen Stiftungsfond im Tauſch⸗ 
wege abzutreten. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 

Mähren. 


XIX. Stück. Ausgeg. am 25. Juli. — 60. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 18. Juli 1884, betreffend die ſanitären Vorkehrungen 
zur Verhinderung der Einſchleppung und eventuellen Ausbreitung der Cholera 
aus Anlaß des Ausbruches derſelben in Südfrankreich. 


XX. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. — 61. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 6. Auguſt 1884, betreffend die Evidenzhaltung und 
ärztliche Unterſuchung der wegen chroniſcher trachomatöſer (egyptiſcher) Augen⸗ 
entzündung beurlaubten Militärmannſchaft. — 62. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Mähren vom 5. Juli 1884, betreffend die Allerhöchſt genehmigte 
Auftheilung der Gemeindeerforderniſſe in der Iſraelitengemeinde Nikolsburg für 
das Jahr 1884. — 63. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
11. Juli 1884, betreffend die Ueberſiedlung des behördlich autoriſirten Civil⸗ 
geometers Anton Bilek von Biſenz nach Czernowitz in Böhmen. — 64. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Auguſt 1884, betreffend die 
Verleihung des Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 14. September. — 65. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 5. September 1884, betreffend weitere Maßnahmen 
zur Verhütung und eventuellen Tilgung der Cholera-Inſection — 66. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 5. September 1884, womit eine 
Volksbelehrung über die Cholera und das zweckmäßige Verhalten während des 
Herrſchens derſelben herausgegeben wird. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 28. September. — 67. Verordnung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 16. September 1884, womit proviſoriſche Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Geſetze vom 10. Februar 1884, L. G. und V. Bl. 
Nr. 28, betreffend die Organiſation des Sanitätsdienſtes in den Gemeinden, 
erlaſſen werden. 68. Verordnung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
16. September 1884, womit eine Dienſtesinſtruction für Gemeindeärzte auf 
Grund des § 12, Al. 2 des Geſetzes vom 10. Februar 1884 erlaſſen wird. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. October. — 69. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 20. Auguſt 1884, betreffend die Ueberſiedlung des 
behördlich autoriſirten Civilgeometers Joſeph Felkel von Wien nach Mähriſch⸗ 
Trübau. 70. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 27. Auguſt 
1884, betreffend die Ueberfiedlung des behördlich autoriſirten Civilgeometers 
Julius Haßler von Bludenz nach Kremſier. — 71. Kundmachung des k. k. mähr.- 
ſchleſ. Oberlandesgerichtes vom 25. Auguſt 1884, betreffend die Ausſcheidung der 
Mahlmühle Nr. 57 alt, 178 neu aus der Kataſtralgemeinde Trnawa und Ein⸗ 
verleibung derſelben zu der Kataſtralgemeinde Kaſchawa. — 72. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 4. September 1884, betreffend die 


136 


Allerhöchſt genehmigte Einhebung einer Umlage auf die directen Steuern in den 
Gemeinden Zdarna⸗Ludikow und Suchy für das Jahr 1884. — 73. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 6. September 1884, über die für die 
Aufkündigung der Miethen und für die Räumung von unbeweglichen Mieth⸗ 
objecten in [der Stadt⸗ und Iſraelitengemeinde Leipnik feſtgeſetzten Tage und 
Friſten. — 74. Kundmachung des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 2. September 
1884, betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe in der Landes⸗Krankenanſtalt 
in Brünn. — 75. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 10. September 
1884, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Troubek zu dem Sprengel des 
Bezirksgerichtes Prerau in Mähren. — 76. Kundmachung des k. k. mähr.⸗ſhleſ. 
Oberlandesgerichtes vom 15. September 1884, womit einige aus der Kataſtral⸗ 
gemeinde Czernowitz ausgeſchiedene und der Kataſtralgemeinde Obrowitz zus 
gewieſene Grundparcellen in Betreff der Civil-Juſtizgeſchäfte dem k. k. Landes⸗ 
gerichte in Brünn unterſtellt werden. 


XXIV. Stück. Ausgeg. am 3. October. — 77. Geſetz vom 26. September 
1884, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, womit die 88 2, 5, 13, 16, 17, 
18, 21, 33, 41, 57 und 62 des Geſetzes vom 24. Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 18, 
für die Markgrafſchaft Mähren, zur Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrer⸗ 
ſtandes an den öffentl. Volksſchulen der Markgrafſchaft Mähren, ſowie das Geſetz 
vom 18. Auguſt 1880, L. G. Bl. Nr. 33, betreffend die Abänderung des 3 40 
des erſtbezogenen Geſetzes, abgeändert werden. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Hofrathe der Statthalterei in Zara Alphons 
Pavich von Pfauenthal und dem Hofrathe der Landesregierung in Troppau 
Johann Ritter Stellwag von Carion das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens 
taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Vorſtande des Fachrechnungsdepartements für 
Zoll und Verzehrungsſteuer im Finanzminiſterium, Rechnungsdirector Johann 
Ritter von Gabriely anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Finanzrath und Vicedirector beim Hauptzollamte 
in Wien Eduard Kunde zum Rechnungsdirector im Perſonalſtande der Rechnungs⸗ 
und Fachrechnungsdepartements des Finanzminiſteriums ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Legationsſecretäre Albert Eperjeſy von Szaſzväros 
und Toti und Adolph Grafen Beuſt zu Honorar-Legationsräthen ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne in Steyr Karl Zimmerauer den Ritter⸗ 
ſtand taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberbergverwaltern Karl Broz und Wenzel 
Nemecek in Pribram das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bergrathe und Chefgeologen der geologiſchen 
Reichsanſtalt Karl Maria Paul das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Gemeindearzte Dr. Vitus Pupetſchek von 
Löwenburg in Kaltern das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 


Erledigungen. 


Förſtersſtelle bei der galiz. Forſt⸗ und Domänendirection in Lemberg in 
der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 170.) 

Oberrechnungsrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe bei der Salzburger 
Landesregierung, eventuell Rechnungsrathsſtelle in der achten, Rechnungsrevidenten⸗ 
ſtelle in der neunten, Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und Rechnungs⸗ 
afſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 171.) 

Rechnungsrathsſtelle bei der Statthalterei in Graz in der achten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell Rechnungsrevidenten⸗, Rechnungsofficials⸗ und Rechnungsaſſiſtenten⸗ 


oral der neunten, zehnten und eilften Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 1 


Drei Oberingenieurſtellen in der achten Rangsclaſſe, eventuell ſieben 
Ingenieurſtellen in der neunten Rangsclaſſe, eventuell ſieben Bauadjunctenſtellen 
in der zehnten Rangselaſſe im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Böhmen, bis 
25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Freudenthal, 
eventuell bei einer anderen k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Schlefien in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 173.) 

Bauadjunctenſtelle im Bereiche des Staatsbaudienſtes in Dalmatien, bis 
25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 174.) 


Qpiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 13 der Erkenntniſſe 1885. : 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


